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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

an diesem Samstag begehen wir den dreißigsten Tag der 

Deutschen Einheit. Die SPD hatte sich bereits frühzeitig für 

die Wiedervereinigung von Ost und West eingesetzt. Bei 

der friedlichen Revolution und den anschließenden 

Verhandlungen spielten Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten eine wichtige Rolle. Die Wieder-

vereinigung war ein Erfolg, doch auch nach dreißig Jahren 

bleibt es unsere Aufgabe für gleichwertige Lebens-

verhältnisse im gesamten Land zu sorgen. Dieser Feiertag 

soll uns insbesondere daran erinnern, was für ein Glücksfall 

der Geschichte uns Deutschen zu Teil geworden ist. 
 

Der in dieser Woche von Finanzminister Scholz vorgestellte 

Haushalt für 2021 steht ganz im Zeichen der Pandemie-

bewältigung. Deutschland nimmt nochmals Schulden auf, 

um unsere Wirtschaft und sozialen Systeme in der Krise zu 

stabilisieren. Die Schuldenbremse wird hierfür temporär 

ausgesetzt. Nur so gewährleisten wir, dass die Pandemie 

die bestehenden sozialen und ökonomischen Differenzen 

nicht weiter vergrößert. Wir werden beispielsweise den 

Breitbandausbau beschleunigen, Brücken und Straßen 

modernisieren, eine nachhaltige Wirtschaft aufbauen und 

eine gute Kinderbetreuung bereitstellen. Meine Rede zum 

Etat des Gesundheitsministeriums finden Sie hier. 
 

Am Donnerstag traf ich mich mit Kolleginnen und Kollegen, 

in deren Wahlkreisen ebenfalls Produktions- und Vertriebs-

stätten von Schaeffler angesiedelt sind. Die Umstrukturie-

rungspläne des Konzerns begleiten wir kritisch. Als SPD 

stehen an der Seite der Beschäftigten und setzen uns 

geschlossen für den Erhalt von Arbeitsplätzen in 

Deutschland ein. 
 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes 

Wochenende. Bitte bleiben Sie gesund! 
 

Ihre   
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Statement 
der Woche 
 

„Völker der Welt - schaut auf 
Berlin, wo eine Mauer fiel, ein 
Kontinent sich vereinigte und 

der Lauf der Geschichte bewies, 
dass keine Herausforderung zu 

groß ist für eine Welt, die zu-
sammensteht.“ 

Barack Obama                                            

ehemaliger US-Präsident in seiner Berli-

ner Rede in Hinblick auf die deutsche 

Wiedervereinigung (2008) 

 

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

  

Wann Wo Was 

05.10. 
19.00 Uhr-   
21.00 Uhr 
 

 
Deutscher 
Bundestag 

 
Tref fen Bayer ischer 
SPD-Abgeordneter 
mit  Ver tretern der  IG 
Metal l  und 
Betr iebsräten  

 

10.10. 
10.00 Uhr-
12.00 Uhr  

 
Rathaus,  
Ostheim  

 
Vortrag und 
Diskuss ion bei der 
Ostheimer 
Gesundhei tswoche 
zum Thema „Gesund 
älter  werden“  

 

 

 

 

Am vergangenen nahm ich an der 

hybriden Podiumsdiskussion beim 

KassenGipfel 2020 teil. Das Thema, 

welches ich mit den gesundheitspo-

litischen Sprecherinnen und Spre-

chern der anderen Fraktionen dis-

kutiert, lautete: „Corona – Was 

muss sich am deutschen Gesund-

heitssystem ändern?“ 

Bild: MCC - Management Center of 
Competence/ KassenGipfel 2020. 
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HAUSHALT 

Gestärkt aus der 

Krise kommen 

In dieser Woche hat der Bundestag den 

Haushaltsentwurf 2021 beraten. Finanzmi-

nister Olaf Scholz will das Land mit einer In-

vestitionsoffensive fit für die Zukunft ma-

chen.  

Den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pan-

demie setzt die Regierung eine Investitionsof-

fensive entgegen. Im Haushaltsentwurf für das 

kommende Jahr sind 55 Milliarden für Investi-

tionen vorgesehen – deutlich mehr als vor der 

Krise. „Wir nehmen sehr viel Geld in die Hand, 

um die gesundheitlichen, sozialen und wirt-

schaftlichen Folgen der Pandemie mit aller 

Kraft abzumildern“, sagt Dennis Rohde, haus-

haltspolitischer Sprecher der SPD-

Bundestagsfraktion.  

Der Entwurf trage eine klar erkennbare soziale 

Handschrift, mit einem Staat als starken Part-

ner in dieser schwierigen Zeit. Ziel sei es am 

Ende einen Haushalt zu formen, der „massiv in 

die Zukunft und den sozialen Zusammenhalt 

unseres Landes investiert, damit wir stärker 

aus der Krise kommen, als wir reingegangen 

sind“, so Rohde.  

Dafür will der Bund 96,2 Milliarden Euro an 

Krediten aufnehmen für das kommende Jahr. 

Aufgrund des Einbruchs des Wirtschafts-

wachstums infolge der Pandemie hat der Staat 

massive Steuermindereinnahmen zu verkraf-

ten (in 2021: 42,2 Milliarden Euro, von 2021 bis 

2024: 127,7 Milliarden Euro). Für 2020 wird die 

Schuldenquote in Deutschland auf rund 75 

Prozent ansteigen. Damit liegt das Land zwar 

über den europäischen Fiskalregeln von 60 

Prozent Neuverschuldung, schneidet im Ver-

gleich zu anderen Ländern aber immer noch 

deutlich besser ab.  

Nicht zuletzt die verantwortungsvolle, spar-

same Finanzpolitik der letzten Jahre hat 

Deutschland eine starke und konsequente Ant-

wort auf den wirtschaftlichen Einbruch ermög-

licht. „Die Haushaltspolitik der vergangenen 

Jahre ist Grundstein dafür, dass wir heute und 

morgen weiter aus dem Vollen schöpfen kön-

nen“, sagt Dennis Rohde. 

Für das Jahr 2021 wie bereits 2020 sieht die 

Bundesregierung eine Ausnahme von der 

Schuldenregel im Grundgesetz vor. Wenn sich 

die Wirtschaft so erhole wie derzeit prognosti-

ziert sei es realistisch, dass die Schulden-

bremse ab 2022 wieder eingehalten werden 

könne, so Rohde. 

Die Regierung will 2021 rund 55 Milliar-

den Euro investieren, insgesamt sieht sie im 

Zeitraum 2020 bis 2024 Investitionen in Höhe 

von 270,5 Milliarden Euro vor. Gerade in Zei-

ten der Krise zeigt sich das Gebot eines star-

ken Sozialstaats, der diese abfedert, etwa 

durch die Stärkung des sozialen Wohnungs-

baus oder den verlängerten erleichterten Zu-

gang zur Kurzarbeit bis Ende 2021. „Was uns 

jetzt durch die Krise führt, ist die Wirtschafts-

kraft dieses Landes“, sagte Olaf Scholz im 

Bundestag bei der Vorstellung seines Haus-

halts, aber „auch ein tragfähiges Gemeinwe-

sen und ein guter Sozialstaat, der in der Lage 

ist, in einer solchen Situation Kraft zu verleihen 

und die Bürgerinnen und Bürger zu beschüt-

zen“.    

Mit den Investitionen soll aber auch Deutsch-

lands Wettbewerbsfähigkeit von morgen gesi-

chert werden, mit Investitionen in Schiene, 

Straße und Wasserstraße, in Zukunftsbereiche 

wie Künstliche Intelligenz, Quantentechnologie 

und Wasserstoffstrategie, der Gestaltung der 

Digitalisierung, und auch den Kampf gegen 

den Klimawandel, also ganz im Interesse zu-

künftiger Generationen.  

Die Investitionsausgaben von heute seien die 

Steuereinnahmen von morgen, so Olaf Scholz. 

„Wir stärken die gesamtwirtschaftliche Nach-

frage und stützen so die Konjunktur und damit 

Beschäftigung“. 
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Haushalt 2021 – Fra-

gen und Antworten 

In welche Bereiche fließen die Zukunftsin-

vestitionen, wie wird der Sozialstaat ge-

stärkt, und warum können wir uns das alles 

leisten?  

Wie hoch ist die Investitionsoffensive? 

Den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pan-

demie setzt die Regierung eine Investitionsof-

fensive entgegen. Sie will 2021 rund 55 Milliar-

den Euro investieren – deutlich mehr als vor 

der Krise. Insgesamt sieht der Regierungsent-

wurf im Zeitraum 2020 bis 2024 Investitionen 

in Höhe von 270,5 Milliarden Euro vor.  Die In-

vestitionsausgaben seien von heute seien die 

Steuereinnahmen von morgen, argumentiert 

das Finanzministerium. „Wir stärken die ge-

samtwirtschaftliche Nachfrage und stützen so 

die Konjunktur und damit Beschäftigung“, so 

Olaf Scholz. „Zum anderen sichern wir 

Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit von mor-

gen und machen unser Land fit für die anste-

henden Herausforderungen, insbesondere die 

Gestaltung der Digitalisierung und den Kampf 

gegen den Klimawandel“. Dies sei ganz im In-

teresse zukünftiger Generationen. 

Wie hoch verschuldet sich der deutsche 

Staat genau? 

Für 2020 wird die Schuldenquote in Deutsch-

land auf rund 75 Prozent ansteigen. Damit liegt 

das Land zwar über den europäischen Fiskal-

regeln von 60 Prozent Neuverschuldung, 

schneidet im Vergleich zu anderen Ländern 

aber immer noch deutlich besser ab. 

Die Bundesregierung plant für 2021 rund 47 

Milliarden Euro sowie für 2021 bis 2024 rund 

91 Milliarden Euro an Mehrausgaben. Gleich-

zeitig sind gegenüber der bisherigen Finanz-

planung aufgrund des Einbruchs des Wirt-

schaftswachstums aufgrund der Pandemie 

massive Steuermindereinnahmen zu verkraf-

ten (in 2021: 42,2 Milliarden Euro, von 2021 bis 

2024: 127,7 Milliarden Euro). Der Bund plant 

deshalb zur Finanzierung seiner Minderein-

nahmen und Mehrausgaben für das kom-

mende Jahr rund 96,2 Milliarden Euro an 

neuen Krediten aufzunehmen. 

 

 

 

Ist diese hohe Verschuldung verfassungs-

gemäß?  

Es ist möglich, von der in der Verfassung ver-

ankerten Schuldenbremse unter bestimmten 

Bedingungen abzuweichen. Aufgrund der his-

torischen Herausforderungen durch die Pan-

demie empfiehlt die Bundesregierung, für das 

Jahr 2021 wie bereits 2020 eine Ausnahme 

von der Schuldenregel vorzusehen. Denn das 

Ausmaß der Krise erfüllt aus Sicht der Bundes-

regierung auch 2021 die Voraussetzungen für 

eine außergewöhnliche Notsituation im Sinne 

von Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 des Grundge-

setzes. Sie schlägt die Rückführung der die zu-

lässige Kreditobergrenze überschreitenden 

Verschuldung im Zeitraum von 2026 bis 2042 

vor. In den kommenden Jahren soll die Neu-

verschuldung weiter deutlich zurückgefahren 

werden, bis sie im Jahr 2024 nur noch 5,2 Mil-

liarden Euro betragen soll. Wenn sich die Wirt-

schaft so erhole wie derzeit prognostiziert sei 

es realistisch, dass die Schuldenbremse ab 

2022 wieder eingehalten werden könne, sagt 

Haushaltsexperte Dennis Rohde. 

Können wir uns diese hohen Ausgaben 

leisten? 

Die Haushaltslage ist dem Finanzministerium 

zufolge trotz der historischen Herausforderung 

durch die Pandemie zu bewältigen. Nicht zu-

letzt die verantwortungsvolle, sparsame Fi-

nanzpolitik der letzten Jahre habe Deutschland 

eine starke und konsequente Antwort auf den 

wirtschaftlichen Einbruch ermöglicht. Zum Ver-

gleich: In Folge der internationalen Finanzkrise 

2008/2009 haben die gesamtstaatlichen 

Schulden ihren bisherigen Höchstwert von 

82,4 Prozent des Bruttoinlandprodukts erreicht 

– diese Schuldenquote ist bis Ende 2019 auf 

unter 60 Prozent reduziert worden, den euro-

päischen Referenzwert. „Die Haushaltspolitik 

der vergangenen Jahre ist Grundstein dafür, 

dass wir heute und morgen weiter aus dem 

Vollen schöpfen können“, sagt Dennis Rohde. 

Auch international stehe das Land mit seiner 

kraftvollen fiskalischen Reaktion gut da, be-

richtet das Finanzministerium. Deutschland 

habe gleichzeitig die niedrigste Schuldenquote 

der G7-Staaten. „Wir haben die öffentlichen Fi-

nanzen im Griff. Wir ergreifen die notwendigen 

Maßnahmen mit Augenmaß und großer haus-

halterischer Verantwortung. Und stellen gleich-

zeitig die Weichen, um unser Land, unsere 

Wirtschaft und die Beschäftigten gut für die Zu-

kunft zu wappnen“, schreiben die Experten aus 

dem Bundesfinanzministerium. 
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In welchen Bereichen wird wieviel inves-

tiert? 

Um das Land  für die Zukunft zu rüsten, wer-

den Künstliche Intelligenz und Quanten-

technologie mit jeweils zwei Milliarden 

Euro gefördert, für den Krankenhaus-Zu-

kunftsfonds sind drei Milliarden Euro vorgese-

hen. Im Bereich der digitalen Infrastruktur ist 

es wichtig, die Kommunikationstechnologie am 

Puls der Zeit zu halten. Der Bund wird in den 

Jahren 2021 bis 2024 mindestens zwei Milliar-

den Euro in den Roll-Up von 5G, perspekti-

visch 6G, investieren. 

Auch der Bereich Verkehr soll in den kom-

menden Jahren umgebaut werden, er ist der 

größte Investitionsblock im Haushalt 2021: 

Ganze 18,6 Milliarden Euro werden in die 

Schiene, Straße, Wasserstraße fließen. Der 

Fokus wird dabei auf die klimafreundliche 

Schiene gerichtet. Dabei soll nicht nur mit dem 

Schnellläuferprogramm „Digitale Schiene“ die 

Digitalisierung der Stellwerke beschleunigt, 

sondern auch der Mobilfunk-Ausbau entlang 

der Schiene mit einem höheren Etat vorange-

trieben werden. 

In der Wirtschafts- und Energiepolitik sollen 

auch in Zukunft Ökonomie, Ökologie und Sozi-

ales miteinander vereint werden. Bis 2024 wer-

den 1,5 Milliarden Euro für Zukunftsinvestiti-

onen der Fahrzeughersteller und der Zulie-

ferindustrie sowie für innovative Forschung 

und Entwicklung bereitgestellt. Wissenschaft 

und Wirtschaft sollen bei ihrer Gemeinschafts-

aufgabe unterstützt werden, die notwendigen 

Transformationsprozesse anzukurbeln und Ar-

beitsplätze zu erhalten. 

Die Wasserstoffstrategie stellt die Weichen 

für den Aufbau einer ökonomisch erfolgreichen 

und nachhaltigen Wasserstoffwirtschaft, die 

beispielsweise für eine nachhaltige Stahl- und 

Chemieproduktion entscheidend sein wird. In 

den Jahren 2021 bis 2024 wird unsere Strate-

gie mit 6,8 Milliarden Euro umgesetzt. 

Gerade in Zeiten der Krise zeigt sich das Ge-

bot eines starken Sozialstaats. Den Zugang 

zum Kurzarbeitergeld deutlich zu erleichtern, 

war goldrichtig. Denn so konnten Millionen von 

Arbeitsplätzen gerettet werden. Damit die Bun-

desagentur für Arbeit (BA) auch künftig hand-

lungsfähig bleibt, muss sie schuldenfrei in das 

Jahr 2022 starten können. Der Bund wird des-

wegen der BA das gewährte Darlehen am Jah-

resende 2021 erlassen bzw. unterjährige Liqui-

ditätshilfen in einen Zuschuss umwandeln, so-

fern die BA nicht über genug eigene finanzielle 

Ressourcen verfügt.  

Für den sozialen Zusammenhalt in unserem 

Land ist bezahlbarer Wohnraum die Voraus-

setzung. Deshalb unterstützt die Bundesregie-

rung die Länder bis 2024 mit jährlich einer Mil-

liarde Euro beim Sozialen Wohnungsbau. Au-

ßerdem sind im kommenden Jahr knapp 900 

Millionen Euro für das Baukindergeld vorgese-

hen, mit dem der erstmalige Erwerb von Wohn-

eigentum für Familien mit Kindern gefördert 

wird. Bis ins Jahr 2024 wachsen die Mittel auf 

jährlich 970 Millionen Euro an. 

Und auch an anderer Stelle werden Familien 

und Alleinerziehende unterstützt. Neben 

dem Kinderbonus und der Erhöhung des Zu-

schlags für Alleinerziehende wird auch eine 

erstklassige Kinderbetreuung gefördert: Für 

das Programm Ganztagsschule und Ganz-

tagsbetreuung sind in den Einzelplänen des 

Bundesfamilien- sowie des Bundesbildungsmi-

nisterium im Jahr 2021 erneut jeweils 500 Mil-

lionen Euro Zuführung in ein noch zu errichten-

des Sondervermögen veranschlagt. Weitere 

500 Millionen Euro sind für das Sondervermö-

gen Kinderbetreuungsausbau vorgesehen. 

Gerade in Zeiten der Krise müssen die Kom-

munen handlungsfähig bleiben – trotz ihrer 

massiven Gewerbesteuerausfälle in diesem 

Jahr, die Bund und Länder 2020 ausgleichen. 

Zusätzlich wird sich der Bund dauerhaft in stär-

kerem Maße an den Kosten der Unterkunft 

(KdU) für Arbeitssuchende beteiligen. Die ent-

sprechenden Ausgaben für den Bund werden 

im Jahr 2021 insgesamt 34,4 Milliarden 

Euro betragen und bis 2024 auf jährlich 36,1 

Milliarden Euro anwachsen. 

Für die innere Sicherheit steigen die Mittel 

gegenüber dem bisherigen Finanzplan erneut 

an: auf rund 6,9 Milliarden Euro im Jahr 2021. 

Wesentlich für den sozialen Zusammenhalt in 

unserem Land sind Vielfalt, Toleranz und De-

mokratie. Sie aktiv zu fördern muss uns etwas 

wert sein. Die Mittel hierfür wollen wir deshalb 

mit 151 Millionen Euro mehr als verdoppeln. 

Mit dem europäischen Wiederaufbaupa-

ket ist es gelungen, eine neue Phase der Soli-

darität in Europa einzuläuten. In den kommen-

den Jahren erhält der Bund aus der europäi-

schen Aufbau- und Resilienzfazilität Einnah-

men in Höhe von knapp 23 Milliarden Euro. Mit 

dem Ziel eines ökologisch nachhaltigen und 

sozial gerechten Aufschwungs will die Regie-

rung diese Mittel für Reformen und öffentliche 

Investitionen verwenden. Der Koalitionsaus-

schuss hat sich darauf verständigt, die Mittel 

für die digitale und klimafreundliche Trans-

formation der Wirtschaft im Rahmen des 

Konjunktur- und Zukunftspakets zu nutzen. In 
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den kommenden Wochen wird die Bundesre-

gierung hierzu einen nationalen Aufbauplan er-

arbeiten. 

Und auch jenseits der europäischen Grenzen 

übernimmt Deutschland Verantwortung: Mit 

zusätzlichen Mitteln von insgesamt rund 3,85 

Milliarden Euro für Entwicklungszusammen-

arbeit und humanitäre Hilfe werden die Aus-

gaben im Jahr 2021 gegenüber der bisherigen 

Finanzplanung deutlich erhöht. Damit steigt 

der Beitrag aus dem Bundeshaushalt an den 

direkten deutschen Aufwendungen für öffentli-

che Entwicklungszusammenarbeit ein weite-

res Mal an. 

Der Verteidigungshaushalt wird gegenüber 

der bisherigen Finanzplanung um 1,6 Milliar-

den Euro aufgestockt und verstetigt. Hinzu 

kommen im Jahr 2021 insgesamt 1,2 Milliar-

den Euro der insgesamt mit dem Konjunktur-

programm vorgesehenen 3,7 Milliarden Euro 

für konjunkturstützende Maßnahmen. 

 

30 JAHRE DEUTSCHE EINHEIT 

„Wir sind ein Land, 

das ist geglückt“ 

In einer zweistündigen Debatte würdigte 

der Bundestag die Erfolgsgeschichte der 

deutsch-deutschen Wiedervereinigung. Po-

litische Priorität der SPD-Abgeordneten ist, 

die bleibenden Unterschiede bei Löhnen, 

Renten und beruflichen Chancen zu verrin-

gern. 

„Nur miteinander werden wir die Zukunft ge-

winnen“ – so lautet eine der zentralen Lehren, 

die Vizekanzler Olaf Scholz zum 30. Jahrestag 

der Deutschen Einheit zieht. Es gehe darum, 

dass man wisse, dass man Veränderungen 

nicht mit sich allein ausmachen müsse, son-

dern dass „diese uns gemeinsam berühren“, 

mit Blick auf die großen Umbrüche, die die Ost-

deutschen nach der Wende erfahren mussten, 

sagte Scholz bei der Debatte im Bundestag zu 

dem Thema.  

Ostdeutschland habe einen „riesigen ökonomi-

schen Strukturwandel“ erlebt, und die Bürge-

rinnen und Bürger hätten ihre Zuversicht den-

noch nicht in Frage gestellt. Diese Erfahrung 

des Strukturwandels müssten die Deutschen 

insgesamt als gemeinsame Erfahrung in Erin-

nerung behalten. Deutschland habe auch auf-

grund des technologischen Wandels noch 

viele Strukturbrüche vor sich, die alle gemein-

sam bewältigen müssten.  

Die deutsche Einheit sei eine Erfolgsge-

schichte. Wenn jemand nach Deutschland 

reise, werde er zwischen Osten und Westen 

keinen Unterschied feststellen. „Wir sind ein 

Land, das ist geglückt“, sagte Scholz.  

Auch wirtschaftlich sei die Einheit ein Erfolg, 

dennoch gebe es noch Dinge zu tun, bei Un-

terschieden bei den Löhnen und Gehältern, 

den beruflichen Perspektiven, oder auch der 

Rente. Es sei ein großer Fortschritt, dass es 

nun die Grundrente gebe. Der Vizekanzler und 

würdigte auch den Mut der Ostdeutschen. Die 

Einheit sei „von unten gekommen, sie ist vom 

Volk erkämpft worden». Das sei außerge-

wöhnlich. «Es ist ein demokratischer Akt in 

Deutschland, einer der seltenen in unserer Ge-

schichte.»  

Aus der Wiedervereinigung erwachse auch 

eine besondere Verantwortung der Bundesre-

publik für die Europäische Union, sagte 

Scholz. Die anderen europäischen Länder hät-

ten die Einheit akzeptiert, weil sie gewusst hät-

ten, dass Deutschland ein verlässlicher Part-

ner war.  

Nun, mit dem bevorstehenden Brexit, stehe 

Deutschland als bevölkerungsreichstes Land 

mit einer enormen Wirtschaftskraft in der Ver-

antwortung, dazu beizutragen, dass die Union 

in Europa gelinge. 

Auch die SPD-Abgeordnete Daniela Kolbe aus 

Leipzig findet, Deutschland könne auf „30 

Jahre Erfolgsgeschichte blicken“. „Diese histo-

rische Aufgabe haben wir megagut gemeistert, 

trotzdem bleibt noch etwas zu tun, um die in-

nere Einheit herzustellen“, sagt Kolbe. „Viele 

Ostdeutsche haben sich in ihrer Verletztheit 

eingerichtet, viele Westdeutsche in der Gleich-

gültigkeit. Lasst uns mehr erzählen und mehr 

zuhören“, wünscht sich Kolbe. „Die Leute wol-

len in Ost und West, dass ihre Leistungen an-

erkannt werden. Politisch kann ich das als So-

zialdemokratin auf den Wert der Arbeit vor und 

nach der Wiedervereinigung zuspitzen“, sagte 

die Politikerin. Die Löhne im Osten seien noch 

viel zu niedrig im Vergleich zum Westen. Die 

Grundrente und der Mindestlohn, die zwei 

größten sozialpolitischen Projekte der vergan-

genen Legislaturen, würden dabei helfen, ost-

deutsche Biografien besser zu wertschätzen 

und Unterschiede zu verringern. Doch die 

SPD-Fraktion bleibe da nicht stehen, sie wolle 

12 Euro Mindestlohn und mehr Tarifverträge 

im Osten.  
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Michael Roth, Staatsminister für Europa im 

Auswärtigen Amt, selber an der Grenze groß 

geworden, betont, dass der Mauerfall auch im 

Westen sehr viel Freude ausgelöst habe. „Das 

ist nicht nur ein Schatz für die Menschen in 

Ostdeutschland“, sagt Roth. Es müsse nun in 

mehr gesellschaftlichen Bereichen gelingen, 

auch ostdeutsche Biografien hervorzuheben.  

In der Einheit müsse es nicht Einfalt, sondern 

Vielfalt und Weltoffenheit geben. „Dann würde 

es uns auch besser gelingen, in einem geein-

ten Deutschland für ein geeintes Europa ein-

zutreten“, so Roth.  

Der Abgeordnete Eberhard Brecht, der 1990 

Mitglied der ersten frei gewählten Volkskam-

mer der DDR für die SPD war, wies in seiner 

Rede auf die Gefahr des Rechtsextremismus 

hin: „Wo ist der Stolz des Herbstes 1989 ge-

blieben?“ fragte er. Die Wertschätzung der de-

mokratischen Strukturen scheine in Ost-

deutschland zu erodieren. Das äußere sich in 

einer verklärenden DDR-Nostalgie, mitunter 

auch in Form einer rechtsradikalen Protestkul-

tur. Brecht appelliert: „Wir müssen denjenigen 

energisch entgegentreten, die unsere demo-

kratische Revolution von 1989 heute in eine 

nationalistische Erhebung umzudeuten versu-

chen“. 

 

LIEFERKETTENGESETZ 

Produkte ohne Kin-

derarbeit   

Die Union blockiert beim Lieferkettenge-

setz, doch die SPD-Fraktion kämpft weiter: 

Globale Konzerne sollen dafür haften, 

wenn ihre Zulieferer die Menschenrechte 

nicht achten.     

Als Frank Schwabe, Sprecher für Menschen-

rechte der SPD-Fraktion, jüngst nach Bangla-

desch reiste, erlebte er Bedrückendes: Er 

wurde Zeuge von Kinderarbeit. Bei einer Stadt-

führung durch Dakar war er in eine Fabrikruine 

geführt worden. In der heruntergekommenen 

Halle hausten mehrere 12-bis 13-jährige Kin-

der neben den Nähmaschinen, die sie den 

ganzen Tag bedienen mussten. Es war dunkel, 

heiß und feucht. „Die Kinder schnüffelten alle 

Klebstoff“, erzählt der SPD-Abgeordnete, der 

sich schon lange gegen ausbeuterische Kin-

derarbeit einsetzt. 

Schwabe ist überzeugt davon, dass auch Un-

ternehmen, die global produzieren, die Verant-

wortung dafür übernehmen müssen, dass die 

Menschenrechte entlang ihrer gesamten Pro-

duktions- und Lieferkette gewahrt werden, und 

kämpft deshalb für ein Lieferkettengesetz. Ein 

solches Gesetz soll in Deutschland ansässige, 

international produzierende Unternehmen in 

die Pflicht nehmen, dass die Menschenrechte 

auch in den Unternehmen gewahrt werden, die 

im Ausland entweder direkt für sie produzieren 

oder ihnen Rohstoffe zuliefern. Das würde 

auch helfen, die Kinderarbeit einzudämmen, 

die sich gerade jetzt infolge der Corona-Pan-

demie und der daraus resultierenden Wirt-

schaftskrise wieder auszuweiten droht. 

 „Unternehmen tragen eine große gesellschaft-

liche Verantwortung, um ausbeuterische Kin-

derarbeit nachhaltig zu bekämpfen“, schreibt 

das UN-Kinderhilfswerk Unicef. 152 Millionen 

Mädchen und Jungen – fast jedes zehnte 

Kind – sind nach aktueller Schätzung der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation 

(ILO)  Kinderarbeiter – das heißt, sie müssen 

unter Bedingungen arbeiten, die sie ihrer ele-

mentaren Rechte und Chancen berau-

ben. Fast die Hälfte der Kinderarbeiter – 73 

Millionen – leidet unter Arbeitsbedingungen, 

die gefährlich oder ausbeuterisch sind – zum 

Beispiel in Goldminen in Burkina Faso, als 

Textilarbeiter in Bangladesch, auf Kakaoplan-

tagen in der Elfenbeinküste oder auf Farmen in 

Lateinamerika. Laut Unicef können Unterneh-

men eine zentrale Rolle dabei spielen, unter 

anderem Kinderrechte zu schützen und zu för-

dern, indem sie dafür sorgen, dass in der ge-

samten globalen Lieferkette keine Kinderarbeit 

vorkommt. 

Die SPD-Fraktion im Bundestag hat dafür ge-

sorgt, dass eine nationale gesetzliche Rege-

lung zu den Sorgfaltspflichten deutscher Un-

ternehmen entlang ihrer globalen Lieferketten 

im Koalitionsvertrag festgehalten ist. Doch 

nun, auf den letzten Metern, blockiert die 

Union. Nicht akzeptabel, findet die SPD-

Fraktion: „Natürlich müssen global tätige Un-

ternehmen ihren Teil beitragen, dass Men-

schenrechte geachtet werden. Dass keine Kin-

derarbeit etwa und moderne Formen von Skla-

verei in ihren Produkten stecken. Diese Ver-

antwortung müssen sie wahrnehmen“. 

SPD-Arbeitsminister Hubertus Heil und Ent-

wicklungsminister Gerd Müller (CSU) hatten 

bereits Eckpunkte zu einem solchen Gesetz 

vorgelegt. Denen zufolge sollen in Deutsch-

land ansässige Unternehmen mit mehr als 500 
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Beschäftigten dazu verpflichtet werden, sicher-

zustellen, dass die Menschenrechte bei all ih-

ren Aktivitäten gewahrt sind. Das würde zum 

Beispiel für einen Schokoladehersteller bedeu-

ten, dass dies auch auf den Kakaoplantagen 

der Fall ist. Dort darf keine Kinderarbeit statt-

finden, es müssen Arbeitsschutzregelungen 

eingehalten werden und Arbeiter müssen sich 

gewerkschaftlich organisieren dürfen. Ver-

nachlässigen die Unternehmen diese Sorg-

faltspflicht, müssten sie dafür haften. So haben 

Betroffene die Möglichkeit, ein Unternehmen 

bei Verstößen zur Rechenschaft zu ziehen. 

In der Bevölkerung genießen diese Pläne gro-

ßen Rückhalt: So befürworten nach einer aktu-

ellen repräsentativen Umfrage von Infratest 

dimap drei von vier Befragten ein Gesetz, das 

Unternehmen zur Einhaltung von Sorgfalts-

pflichten in der Lieferkette verpflichtet. Selbst 

unter den Anhängern der Union spricht sich 

eine ebenso große Mehrheit für das Gesetz 

aus. 

Doch Teile der Union blockieren trotzdem. 

Strittig sind vor allem zwei Punkte: Die Unter-

nehmensgröße, ab der das Gesetz gelten soll, 

und die Haftungsfrage – in der Union gibt es 

große Vorbehalte gegenüber einer zivilrechtli-

chen Haftung für die Unternehmen. 

Die SPD-Fraktion hält dagegen: „Die Blocka-

dehaltung der Union muss ein Ende haben. Ein 

Lieferkettengesetz ohne Haftungsregelung 

entfaltet ebenso wenig eine gewünschte Wir-

kung wie die Beschränkung auf Unternehmen 

mit mehr als 5.000 Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter“, erklären die Abgeordneten. 

Auch Arbeitsminister Hubertus Heil will weiter 

für ein Gesetz kämpfen, das wirksam ist: „Wir 

wollen kein Alibi-Gesetz beschließen. Wir ha-

ben die Wahl zwischen Tiger und Bettvorle-

ger“. Schließlich gehe es um nicht weniger als 

die Achtung der Menschenrechte, den Kampf 

gegen Sklaverei, Kinderarbeit, oder Mensch-

rechtsverletzungen, die aus Umweltzerstörung 

resultieren. „Das ist kein Kokolores“.  Es gehe 

auch darum, dass die Unternehmen, die sich 

bereits jetzt um die Einhaltung der Menschen-

rechte entlang ihrer Lieferkette kümmerten, 

wie etwa Ritter Sport, deshalb nicht im Wettbe-

werb benachteiligt werden dürften. 

Strittig ist nicht nur die grundsätzliche Frage, 

ob Unternehmen überhaupt haften müssen, 

sondern auch die sogenannte „Haftungstiefe“. 

Dabei geht es darum, wie weit die Lieferkette 

reicht, für die die Sorgfaltspflicht gilt. Ob es 

zum Beispiel nur um die Arbeitsbedingungen 

der in China produzierenden Firmenniederlas-

sung geht, oder auch um den Rohstofflieferan-

ten dieser Niederlassung. „Wir sagen, es muss 

um die ganze Lieferkette gehen“, so Arbeitsmi-

nister Heil. Kinderarbeit findet meist in den un-

teren Lieferketten statt, also ganz am Anfang 

des Produktionsprozesses, wie etwa auf Ka-

kaoplantagen, bei der Haselnussernte in der 

Türkei oder auch in Kobaltminen im Kongo. 

Heil beharrt auch darauf, dass das Gesetz für 

alle Branchen gelten muss, während etwa 

Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) dafür 

plädiert, die Dienstleistungsbranche auszu-

nehmen. 

Bisher kümmern sich die wenigsten Unterneh-

men darum, ob die Menschenrechte entlang 

ihrer Lieferkette eingehalten werden: Nur 13 

bis 17 Prozent der Firmen mit mehr als 500 Be-

schäftigten halten sich an die im „Nationalen 

Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte“ 

formulierten Vorgaben. Die große Koalition 

hatte vereinbart, gesetzliche Regelungen zu 

erlassen, wenn nicht mindestens die Hälfte der 

Unternehmen freiwillig eine menschenrechtli-

che Sorgfalt in ihrer globalen Lieferkette walten 

lässt. 

Die SPD-Bundestagsfraktion macht sich nun 

weiter für wirksames Lieferkettengesetz stark. 

„Viele Unternehmen sehen in einem Lieferket-

tengesetz einen Wettbewerbsvorteil und sind 

viel weiter als ihre teilweise rückwärtsgewand-

ten Interessensverbände“, heißt es in einem 

Statement. „Angesichts von schuftenden Kin-

dern in lebensgefährlichen Steinbrüchen, von 

Näherinnen, die mit ihrem Lohn nicht mal ihre 

Kinder ernähren können und Arbeitern, die bei 

ihrer Arbeit in giftiger Brühe stehen, um Leder 

für Schuhe und Kleidung zu gerben, brauchen 

wir ein wirksames Lieferkettengesetz – und 

zwar jetzt.“ 
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